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Liebe Leserinnen und Leser,

hinter uns liegen bewegte und 
bewegende Wochen. Putins 
völkerrechtswidriger An-
griffskrieg hat Vieles in Euro-
pa verändert. Zu Recht hat 

Bundeskanzler Olaf Scholz 
von einer Zeitenwende ge-
sprochen.

Der Überfall auf die Ukraine 
hat dabei auch die Arbeit des 
Bundestags und meine Arbeit 

als Abgeordneter und Mit-
glied des Auswärtigen Aus-
schusses maßgeblich beein-
flusst. 

(Fortsetzung auf Seite 2)

In Berlin wie im heimischen Wahlkreis ist der Überfall Putins auf die Ukraine der-
zeit das bestimmende Thema bei der Abgeordnetenarbeit. Die Solidarität mit der 
Ukraine und die  Flüchtlingshilfe stehen dabei auf allen Ebenen im Vordergrund. 

Von Dr. Ralf Stegner MdB 

Sicherheit  
im Wandel

„Das ist ein beachtliches 
Fördervolumen“, sagt Ralf 
Stegner. Gemeint ist der 
Gesamtbetrag von 342,8 
Millionen Euro an Krediten 
und Zuschüssen, mit de-
nen die früher als 
„Kreditanstalt für Wieder-
aufbau“ bekannte bundes-

eigene Förderbank KfW im 
vergangenen Jahr Projekte 
im Kreis Pinneberg unter-
stützt hat. „Das geht vom 
Zuschuss für seniorenge-
rechten Wohnungsumbau 
über das Baukindergeld bis 
zur Ladeeinrichtung fürs E-
Auto“, berichtet der Parla-

mentarier. Mehr als 5000 
Anträge aus der Region 
wurden dabei jetzt bewil-
ligt.  
„Die Förderung hilft konk-
ret vor Ort und macht unse-
re Region wirtschaftlich 
auch strukturell stärker“, 
freut sich Stegner. 

340 Millionen Euro: KfW-Förderung hilft im Kreis Pinneberg 

100 Tage Ampel 
Das Zukunftsbündnis im 
Bund hatte keine Schonfrist. 
Was haben die Partner bis 
jetzt gemeinsam erreicht?
Eine erste Zwischenbilanz 

AUF SEITE 4 

„Fortschritt braucht 
Gleichstellung“  
Welche Impulse bringt die 
neue Regierung für die 
Gleichstellung? Darüber dis-
kutierten jetzt Gleichstel-
lungsbeauftragte und Vertre-
terinnen aus den Frauenhäu-
sern und Beratungsstellen  
der Region mit SPD-
Abgeordneten 

MEHR AUF SEITE 2 
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Welche Impulse plant die Ampel-Koalition 
für die Gleichstellung? Diese Frage stand 
jetzt im Mittelpunkt einer Diskussionsrun-
de, zu der Ralf Stegner Gleichstellungsbe-
auftragte und Vertreterinnen aus den 
Frauenhäusern und Beratungsstellen der 
Region anlässlich des Welt-Frauentags 
eingeladen hatte. 

Als Expertin machte Leni Breymaier, 
gleichstellungspolitische Sprecherin der 
Bundestags-SPD, deutlich, dass Verbesse-
rungen von der materiellen Gleichstellung 
über mehr Beteiligung in Parlamenten 
und Regierungen bis zur Gleichstellung in 
der Gesellschaft vorgesehen sind. „Bei 
konsequenter Umsetzung kommen wir 
auf dem Weg zu einer echten Gleichstel-
lung der Geschlechter einen großen 
Schritt voran“, betonte die Abgeordnete. 
Für sie besonders wichtig: „Wir haben die 

bedingungslose 
Umsetzung der 
Istanbul-Kon-
vention verabre-
det. Dies bedeutet 
Schutz vor Gewalt 
für alle Frauen, 
unabhängig von 
ihrer Herkunft. 

Dass dies vor al-
lem die Situation 
von geflüchteten Frauen verbessern wird, 
hofft die zweite Referentin der Runde, die 
Elmshorner Landtagsabgeordnete und 
gleichstellungspolitische Sprecherin der 
SPD in Kiel, Beate Raudies, mit Blick auf 
die Situation in der Ukraine: „Frauen kom-
men ohne ihre Männer bei uns an, man-
che Kinder ohne ihre Eltern. Wir müssen 
sicherstellen, dass deren Hilflosigkeit 

nicht ausgenutzt 
wird.“  

Konkrete Maß-
n a h m e n  i n 
Deutschland sol-
len die Schaffung 
zusätzlicher Frau-
enhausplätze und 
eine verlässliche 
Finanzierung der 
Einrichtungen sein.  

Nach Raudies‘ Schätzung werden in 
Schleswig-Holstein zwei bis drei Millionen 
Euro zusätzlich benötigt, um dabei das 
Angebot dem Bedarf anzupassen. Rau-
dies: „Leider verweigern sich CDU, Grüne 
und FDP bisher, diese Mittel bereitzustel-
len. Wir wollen das nach der Landtags-
wahl ändern!“.

Für die neue SPD-geführte 
Koalition steht dabei die Soli-
darität mit der Ukraine im Mit-
telpunkt. Olaf Scholz und Au-
ßenministerin Annalena 
Baerbock von den Grünen tun 
derzeit alles um zu helfen, dass 
endlich wieder die Waffen 
schweigen. Diplomatie und 
Friedensgespräche bleiben 
dabei stets das entscheidende 
Instrument. Es ist gut, dass 
Europa und die USA geschlos-
sen und entschlossen handeln 
und wirksame Sanktionen ver-
hängt haben. In Deutschland ist 
es jetzt außerdem wichtig, 
schnell Energieunabhängigkeit 
von Russland herzustellen und 
die Bundeswehr einsatzfähig 
zu machen (mehr zum Bundes-

wehr-Sondervermögen auf 
Seite 4).

Auch bei uns vor Ort in Schles-
wig Holstein und im Kreis Pin-
neberg bewegt der Krieg die 
Menschen – das zeigen die 
Friedensdemonstrationen in 
den Städten und die große Wel-
le der Hilfe für die Flüchtlinge 
aus der Ukraine, die jetzt in 
Deutschlands Norden ankom-
men. In Elmshorn habe ich am 
6. März gemeinsam mit 1500 
weiteren Bürgerinnen und Bür-
gern aus der Region gegen den 
Krieg demonstriert, und durfte 
in einem Redebeitrag auch 
„Danke“ sagen für die Solidari-
tät mit dem überfallenen Land.

Für die „Ampel“, die jetzt we-
nig mehr als 100 Tage im Amt  
ist (eine kleine Bilanz finden 

Sie auf Seite 4), bleiben aller-
dings auch andere große Her-
ausforderungen auf der politi-
schen Tagesordnung: Nicht 
zuletzt die nach wie vor nicht 
überwundene Pandemie und 
die Klimawende.

Haushaltswoche: Zukunfts-
Investitionen im Blick 
In Berlin haben wir uns zuletzt 
im Rahmen der 
„Haushaltswoche“ des Parla-
ments mit der konkreten Um-
setzung der Pläne für ein Jahr-
zehnt der Zukunftsinvestitio-
nen befasst, um die sozial-
ökologische Transformation in 
Deutschland voranzutreiben. 
Dafür nehmen wir viel Geld in 
die Hand – über 200 Milliarden 
Euro für die Jahre 2023 bis 
2026! Mit einem Ergänzungs-

haushalt sollen außerdem Mit-
tel bereitgestellt werden, die 
nötig sind, um die Auswirkun-
gen des Ukraine-Kriegs abzu-
mildern, steigende Energiekos-
ten abzufedern und die huma-
nitären Hilfen für die Ukraine 
auszubauen. 

Energie: Versorgung sichern 
Und natürlich standen die ho-
hen Energiepreise auf der Ta-
gesordnung: Koalition und 
Regierung sorgen hier für Ent-
lastungen und eine stabile Ver-
sorgung. Mehr hierzu können 
sie auf Seite 4 dieser Ausgabe 
von „SPD – Stegners Pinne-
berg-Depesche“ finden, meines 
Infoblatts, das künftig quartals-
weise erscheinen soll und zu 
dessen Lektüre ich Sie herzlich 
einlade.

(Fortsetzung von Seite 1)

Sicherheit im Wandel
Ein beeindruckender Beweis für die Solidarität mit der Ukraine: Die Friedensdemo in Elmshorn am 6. März. 

Leni Breymaier MdB Beate Raudies MdL 
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„Die Kitas in unserer Region arbeiten 
mit viel Einsatz daran, dass Kinder 
bestmöglich aufwachsen.“ Das sagt 
Ralf Stegner. Der Bundestagsabge-
ordnete wirbt deshalb dafür, dass 
sich Einrichtungen und lokale Bünd-
nisse um den Deutschen Kita-Preis 
2023 bewerben. 
Das Bundesfamilienministerium und 
die Deutsche Kinder- und Jugendstif-
tung vergeben die Auszeichnung 
gemeinsam mit weiteren Partnern. 
Interessierte Teams können sich ab 
sofort anmelden. Mitmachen können 
Kitas und lokale Bündnisse in 
Deutschland, die sich für das gute 
Aufwachsen von Kindern einsetzen. 
Vorschlagsberechtigt sind nicht nur 
die Einrichtungen, sondern auch 
Eltern, Nachbarn oder Kommunalpo-
litiker*innen. Möglich ist dies auf 
der Homepage www.deutscher-kita-
preis.de/zur-empfehlung. Alle emp-
fohlenen Einrichtungen werden kon-
taktiert und beim Erstellen ihrer Be-
werbung beraten. Dotiert ist der 
Preis mit insgesamt 130.000 Euro. 
Interessierte können sich unter 
www .d eut sch er -k i ta -p re i s . de/
bewerbung registrieren und direkt 
damit starten, die Bewerbungsfragen 
zu beantworten und ihr Motivations-
schreiben zu erstellen. Die fertige 
Bewerbung kann dann  vom 16. Mai 
bis 15. Juli 2022 eingereicht werden. 

„Jetzt für Deutschen  
Kita-Preis bewerben“ 

Helgoland: Bund stockt 
Gelder für „Bluehouse“ auf 

Impressum 
Stegners Pinneberg-Depesche 
Ausgabe 1/2022 

Hrsg.:  Jens von Häfen 
Friedrich-Ebert-Str. 34 
25421 Pinneberg 
Tel: (04101) 20 06 39 
Fax: (04101) 55 36 65 

Redaktion: Jens von Häfen 
(V.i.S.d.P.), Dörte Köhne-Seiffert 

Freuten sich über einen guten Austausch: Kai Vogel MdL, Hans-Peter Stahl, Vorsitzender der SPD-
Kreistagsfraktion, Ralf Stegner MdB, Thomas Hölck MdL, die Dehoga-Vertreter*innen Monika David, 
Claudia Böhm, Jürgen Schumann und Heike Thormälen, Beate Raudies MdL sowie Annette Thormälen 
und Christoph Dettling (beide Dehoga). 

„Rettet die  
Landgasthöfe!“

Foto: Jens v. Häfen
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100 Tage

Das Sondervermögen 
für die Bundeswehr 
schafft Raum für drin-
gend nötige Investitio-

nen in die Fähigkeiten für Sicherheit und Verteidi-
gung und für eine bestmögliche Ausrüstung der Sol-
dat*innen. Damit wird die Zukunft unserer Bündnis- 
und Landesverteidigung gesichert. 
Gleichzeitig wird das Sondervermögen ausgelagert 
und greift den Kernhaushalt nicht an. Mittel für die 
innere und soziale Sicherheit wie die Kindergrundsi-
cherung stehen so weiter ausreichend zur Verfügung.  

Die Koalition will die 
ökologische Transforma-
tion vorantreiben und 
Deutschland auf den 1,5-
Grad-Pfad von Paris bringen. Auf den Weg gebracht hat die Am-
pel dafür schon wichtige Maßnahmen: 

  Der Stromsektor wird bis 2035 treibhausgasneutral. 

  Der Ausbau der erneuerbaren Energien wird beschleunigt.  
  Hierzu wird das Planungs- und Genehmigungsrecht verein- 
  facht und die Ausschreibungsmengen für Wind- und Solar- 
  energie erhöht.  

Jede Arbeit verdient Respekt. Der 
gesetzliche MINDESTLOHN wird 
deshalb noch in diesem Jahr auf 12 
Euro pro Stunde steigen. Besonders 

Frauen und die Arbeitnehmer*innen in Schleswig-Holstein, 
dem Lohnkeller des Westens, profitieren von der Erhöhung.  
Außerdem wird bis zur Einführung des Bürgergelds der 
Zugang zur Grundsicherung vereinfacht. 
Das KURZARBEITERGELD hat in der Krise Millionen Ar-
beitsplätze gerettet. Da einige Branchen noch immer 
durch die Maßnahmen zur Pandemie-Eindämmung betrof-
fen sind, gilt die Regelung bis zum Sommer. 

Die Anerkennung für 
die Beschäftigten im Ge-
sundheitswesen vor allem 
während der Pandemie soll 

sich auch im Portemonnaie bemerkbar machen. Deshalb 
hat die Ampel einen PFLEGEBONUS für die Pflegekräfte in 
den Krankenhäusern und anderen Einrichtungen auf den 
Weg gebracht.  
Um vulnerable und ältere Menschen zu schützen, das An-
steckungsrisiko zu senken und die Impflücke ein Stück 
weiter zu schließen, hat die Koalition das INFEKTIONS-
SCHUTZGESETZ überarbeitet und eine BRANCHEN-
IMPFPFLICHT für Mitarbeitende in Krankenhäusern und 
Pflegeeinrichtungen eingeführt.  

Putins Krieg in der Ukraine hat die 
Energiepreise weiter ansteigen lassen. 
Heizen, Strom und Mobilität müssen 
aber für jeden bezahlbar sein. Die Am-
pel hat deshalb  schon früh ein erstes Entlastungspaket vereinbart: 

  Einmaliger verdoppelter HEIZKOSTENZUSCHUSS für Wohngeld-  
  empfänger*innen, Bezieher*innen von BAföG und Berufsausbil-  
  dungsbeihilfe.  

  Abschaffung der EEG-Umlage bereits zum 1. Juli 2022. 

  Erhöhung der Pendlerpauschale für Fern- 
  pendler*innen im ländlichen Raum.  

  Erhöhung des ARBEITNEHMERPAUSCH- 
  BETRAGS bei den Wer bungs kosten und  
  des Grundfreibetrags bei der Einkom -  
  mensteuer. 

Und aktuell ist noch das ZWEITE ENTLAS-
TUNGSPAKET hinzugekommen.

Mehr Fortschritt wagen – das wollen SPD, Grüne und FDP mit ihrer Koalition im 
Bund. Die ökologische Transformation in Deutschland soll sozial gerecht gestaltet, 
der Kampf gegen den Klimawandel verstärkt und die Rahmenbedingungen für unsere 
moderne Gesellschaft verbessert werden. Aktuell überlagert der Überfall Putins auf 
die Ukraine diese Politikfelder: ein Krieg mitten in Europa – eine Zeitenwende. Auch 
bei der Unterstützung der Ukraine, der Flüchtlingshilfe und der Bewältigung der Aus-
wirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft ist das neue Bündnis gefordert. Am 18. 
März war die Ampel 100 Tage im Amt.  

WAS HAT SIE BIS JETZT AUF DEN WEG GEBRACHT?

Um Kinderarmut effektiv zu 
bekämpfen, wird eine Kin-
dergrundsicherung einge-
führt. Bis zur Umsetzung 
erhalten Kinder aus ärmeren Familien einen So-
fortzuschlag in Höhe von 20 Euro monatlich. 
Ab 2026 erhalten Grundschüler*innen stufenwei-
se einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung.  

Kampf gegen Rechts:  
  Aktionsplan gegen    
  Rechtsextremismus.  

  11. März als Gedenktag für die Opfer terroristischer Gewalt.  

Streichung des § 219a  
  Ärzt*innen können über Schwangerschaftsabbrüche  
  informieren, ohne eine Strafverfolgung befürchten zu müssen. 

Wahlrechtsreform  
  Eine Kommission soll die Parlamentsarbeit modernisieren und 
  eine Verkleinerung des Parlaments vorbereiten. 

Investieren in Klimaschutz 
und Transformation 

Sondervermögen  
für die Bundeswehr 

Gute Arbeit  
fair bezahlen 

Entlastungen wegen 
hoher Energiepreise 

Entlastungen  
für Familien 

Sicher und fair  
durch die Pandemie 

Was die Ampel noch auf  
den Weg gebracht hat 


